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Deutschland

Berliner Mietenwahnsinn
Ralf Hutter

Der massive Verdrängungswett- 
bewerb auf dem Berliner 
Wohnungsmarkt hat längst auch 
die Mittelschicht erreicht. Ein 
Soziales Zentrum, rund um das sich 
Widerstand organisiert, wird von 
einer Luxemburger Briefkastenfirma 
aus der Immobilie geworfen – doch 
es wehrt sich besonders stark.

„Wir hatten noch nie so viele 
kämpfende Häuser in der Stadt. Es 
gibt über hundert Hausgemeinschaf-
ten in Berlin, wo sich MieterInnen 
organisieren“, so der Stadtsoziologe 
Andrej Holm Mitte April bei einer 
Veranstaltung in dem kleinen Sozia-
len Zentrum „Friedel54“ im Berliner 
Stadtteil Neukölln. Es ging an dem 
Abend um das Verdrängungsgesche-
hen auf dem Berliner Mietenmarkt, 
insbesondere um den Neuköllner 
Reuterkiez. „Kiez“ bezeichnet in Ber-
lin ein paar zusammenhängende Stra-
ßenzüge, also eine Größe zwischen 
Nachbarschaft und Stadtteil.

Holm ist Deutschlands wohl pro-
minentester Stadtsoziologe. Im Win-
ter war er sogar für kurze Zeit Berlins 
Staatssekretär für Wohnungspolitik, 
wurde aber unter dem Vorwand, er 
habe die ihn beschäftigende Hum-
boldt-Universität in Bezug auf seine 
Ausbildung bei der DDR-Staatssicher-
heit 1989 belogen, vom Regierenden 
Bürgermeister rausgeworfen. Seit Jah-
ren kritisiert Holm die Tatenlosigkeit 
der Regierungen und Rathäuser in 
Sachen Wohnungspolitik. Als Befür-
worter zivilen Ungehorsams war er in 
der „Friedel54“ genau richtig. Das seit 
Mai 2016 gekündigte Soziale Zentrum 

ist mit seiner vielfältigen Öffentlich-
keits- und Widerstandsarbeit längst 
berlinweit bekannt als Kristallisati-
onspunkt im Kampf um die Stadt.

In der Tat beteiligten sich zuletzt 
wieder mehr Menschen an diesem 
Kampf. Allerdings überzeugt Holms 
eingangs zitierte Aussage nur bedingt. 
Davon abgesehen, dass es 1981 angeb-
lich über 160 besetzte Häuser alleine 
in Westberlin gab, also weit mehr 
„kämpfende Häuser“ als heute: Die 
Hausgemeinschaften, die sich nun 
gegen steigende Mieten oder ande-
re Unannehmlichkeiten wehren, tun 
das bei weitem nicht alle mit dem 
Wunsch nach einem grundsätzlichen 
Umdenken in der Politik. Die Berliner 
Wohnungsnot ist schlicht so uferlos, 
dass sie auch weite Teile der Mit-
telschicht in Mitleidenschaft zieht  – 
selbst in Randbezirken gibt es so gut 
wie keinen Leerstand mehr. Um ihre 
Klientel zu bedienen, haben sich die 
seit 2001 den Regierenden Bürger-
meister stellenden Sozialdemokraten 
(SPD) in den vergangenen ein, zwei 
Jahren daran gemacht, die schlimms-
ten Auswüchse einzudämmen und 
wieder mehr landeseigene Wohnun-
gen bauen zu lassen.

Nun sind rasante und flächende-
ckende Mietsteigerungen in Berlin 
überhaupt nicht neu. Seit den Krisen-
schüben für weite Teile der europäi-
schen Wirtschaft ab 2007 ist die Lage 
kontinuierlich schlimmer geworden. 
Wahrscheinlich unabhängig von der 
großen Verwertungskrise des Kapi-
tals kauften sich Konzerne in den 
vergleichsweise billigen Wohnungs-
markt der deutschen Hauptstadt ein, 

der US-amerikanische Hedgefonds 
„Cerberus“ bereits 2004, später auch 
die „Deutsche Wohnen AG“ oder 
Schwedens größte private Immobili-
enfirma „Akelius“.

Die Anleger profitierten damals 
auch von großen Hausverkäufen des 
Landes Berlin. Da es damals relativ 
viel Leerstand gab und die Stadt ver-
gleichsweise langsam wuchs, dachte 
die Regierung aus SPD und PDS, der 
Vorläuferpartei der „Linken“, nicht 
langfristig. Später entdeckten auch 
kleinere Akteure den Berliner Woh-
nungsmarkt. Der Investitionsboom 
dauert bis heute an.

Die Neumieten sind 
binnen fünf Jahren um 
40 Prozent gestiegen.

Doch in den vergangenen Mona-
ten haben sowohl Banken als auch 
der deutsche Immobilienverband vor 
einer Spekulationsblase gewarnt. Laut 
dem Radiosender „Deutschlandfunk“ 
sind in Berlin die Neumieten binnen 
fünf Jahren um 40 Prozent gestiegen, 
die Hauspreise gar um fast 100 Pro-
zent. Es wird also immer schwieriger 
und dauert länger, den Kauf eines 
Hauses mit den dort eingenommenen 
Mieten zu refinanzieren. Für die Ge-
samtwirtschaft, so der Radiobeitrag 
weiter, sei das allerdings kein Prob-
lem. Die Hauskäufe seien mit relativ 
viel Eigenkapital finanziert worden, 
sodass kein großes Risiko eines Zu-
sammenbruchs wegen Finanzierungs-
schwierigkeiten bestehe.

In dieser Rechnung kommen 
freilich jene nicht vor, die sich die 
immens gestiegenen Mieten nicht 
leisten können. Der Investitions-
boom braucht als Grundlage auch 
den permanenten Zuzug von Leuten, 
die mehr Geld haben als der Berliner 
Durchschnitt. Diesen Zuzug gibt es. 
Die Stadt wächst jährlich um mehrere 
Zehntausend Menschen. Und allein in 
den vergangenen 24 Monaten sind die 
Mieten im Durchschnitt um fast zehn 
Prozent gestiegen.

Ebenfalls stark zugenommen hat 
der Tourismus. In den innenstadtna-
hen Vierteln sind Wohnungen, die 
als Gästezimmer dem Mietenmarkt 
entzogen werden, seit Jahren ein rie-
siges Problem – wenn auch eines, 
das schwer zu beziffern ist. Immer-
hin gibt es nun ein Gesetz gegen die 
Umwandlung von Wohnungen in 
Touristenunterkünfte.

Größter Kampfplatz der Aktivis-
tInnen gegen die aktuelle Wohn- und 
Immobilienpolitik ist das zentral gele-
gene Kreuzberg, vor allem dessen öst-
licher Teil, „Kreuzberg 36“ genannt. 
Hier gibt es viele Initiativen. Doch 
auch im Projekt „Friedel54“ kämpft 
man ausdauernd und lautstark – nicht 
zuletzt für den eigenen Erhalt.

Wer den dortigen „Kiezladen“ be-
tritt, steht sogleich im Hauptraum. 
Der ist gefüllt mit Tischen, Stühlen, 
Sofas und einer Eckbank sowie ei-
nem (sicherlich fast nie gebrauchten) 
Klavier. Direkt neben dem Eingang ist 
die Info-Ecke mit Flugblättern, Bro-
schüren und Postern. Am Ende des 
Raums führt eine Falltür in den fast 
gleich großen Kellerraum, wo zwei Ki-
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cker stehen und bis vor kurzem die 
„Freebox“ war, ein Ort zum Ablegen 
und Mitnehmen nicht mehr gebrauch-
ter Gegenstände, vor allem Kleidung.

Wer oben an der Falltür vorbei-
geht, gelangt in den Tresen- und Kü-
chenraum. Es ist der zweite Dienstag 
im Mai und somit wie jeden Monat 
der Termin der Kochgruppe „Dei-
ne Lieblingsvokü“. „Vokü“ steht für 
„Volksküche“, ein Prinzip, das auch 
in der „Friedel54“ fast jeden Diens-
tag und Mittwoch zur Anwendung 
kommt. Dabei kochen verschiedene 
Gruppen Essen, das sie gegen Spende 
ausgeben.

Hinter dem Küchenraum ist das 
Kino, noch etwas weiter findet sich 
der Umsonst-Laden. 13 Jahre lang 
war hier eine Siebdruckwerkstatt, in 
der viele Textilien für die Friedel54-
Antiräumungskampagne und andere 
Projekte gedruckt wurden. Sie ist nun 
aus Sicherheitsgründen umgezogen – 
die Friedel54 ist akut von der polizei-
lichen Räumung bedroht.

Lange Zeit waren die von einem 
Trägerverein gemieteten Räume un-
interessant für Spekulanten. In der 
heute so verteuerten Gegend war 
noch vor etwa zehn Jahren kaum 
etwas los. Doch vor einigen Jahren 

wechselte das Gebäude den Eigentü-
mer. Die Wiener Firma „Citec“ infor-
mierte die 16 Haushalte von ihrem 
Sanierungsplan.

In Anbetracht einer drohenden 
Mietererhöhung organisierte sich die 
Hausgemeinschaft gegen die Pläne. 
Mit Erfolg: „Citec“ gab letztlich nach, 
kündigte aber im Herbst 2015 dem So-
zialen Zentrum auf Ende April 2016. 
Die Hausgemeinschaft versuchte dar-
aufhin, das Haus zu kaufen, zusam-
men mit dem Mietshäusersyndikat, 
einer deutschlandweiten Finanzie-
rungs- und Unterstützungsstruktur für 
selbstverwaltete Hausprojekte, die so 
der Immobilienspekulation entzogen 
werden sollen. Doch „Citec“ trieb den 
Preis in die Höhe, und während sich 
die Gegenseite noch im Verhandlungs-
modus wähnte – wegen der offensi-
ven Kampagne des Sozialen Zentrums 
hatte sich sogar die Bezirksbürger-
meisterin eingeschaltet –, verkauften 
die Wiener im Sommer 2016 das Haus 
an die in Luxemburg eingetragene Im-
mobilienfirma Pinehill. Die schickte 
im August die Räumungsklage gegen 
den seit Mai besetzten Kiezladen.

Pinehill wurde im Juli 2015 von 
Frédéric Gautier-Winther gegründet, 
der als Wohnsitz das US-amerikani-

sche Houston angibt. Später stiegen 
andere luxemburgische und franzö-
sische Immobilienfirmen als Mitan-
teilseignerinnen ein. In ihrer Bilanz 
für 2015 gibt Pinehill an, keinerlei 
Personalkosten gehabt zu haben. 
Dementsprechend ist in der Avenue 
de la Faïencerie 121, Pinehills offiziel-
ler Adresse, auch niemand von Pine-
hill anzutreffen. Das stellten Mitglie-
der des „Friedel54“-Kollektives fest, 
die Ende vergangenes Jahr nach Lu-
xemburg gereist waren, in der Hoff-
nung, mit den Verantwortlichen zu 
sprechen.

„Das Haus steht in einem Wohn-
viertel und vor der Tür ist ein riesiges 
Schild mit sehr vielen Firmennamen“, 
erinnert sich eine Person, die vor Ort 
war, aber nicht namentlich genannt 
werden will. „Der Name Pinehill steht 
da nicht, aber da sind auch nicht an-
nähernd alle Firmen aufgelistet. An 
der Rezeption wurde uns erklärt, dass 
dort über 200 Firmen ihre Briefkästen 
haben – aber keine Büros.“

Jemand von einer Vermittlerfirma, 
die wohl die Buchhaltung erledige, 
habe sich dann mit der Friedel54-
Delegation unterhalten. „Als wir der 
Dame erzählten, dass wir einen An-
sprechpartner wollten, weil vor Ge-

richt niemand außer dem Anwalt 
gewesen war, der auch nicht wirk-
lich etwas wusste, und weil es außer 
der Klage keine Kommunikation mit 
uns gegeben hatte, wirkte sie etwas 
entsetzt.“

Die beiden Menschen, mit denen 
die Friedel54-Delegation in Luxem-
burg sprechen konnte, sagten dem-
nach zu, mit der Berliner Hausver-
waltung zu sprechen. Eine andere 
Delegation des Sozialen Zentrums 
überbrachte der Hausverwaltung dar-
aufhin im Januar einen unterschrifts-
reifen Mietvertrag. Nach langer Warte-
zeit kam die knappe Antwort: Pinehill 
hat kein Interesse an einem Mietver-
hältnis mit dem Kiezladen.

Aufgeben werden die Leute, die 
das Soziale Zentrum verwalten und 
mit Leben füllen, jedenfalls nicht. Ihre 
Kampagne hat in Berlin bereits ein 
großes mediales Echo erzielt und er-
hält auch sonst viel Solidarität. Eine 
Räumung wird also nur mit viel Poli-
zei vonstatten gehen.

Ralf Hutter ist freier Journalist und  
lebt in Berlin.

Gegen den Druck durch hohe Mieten 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt: 
Das war dieses Jahr auch auf der 
Revolutionären 1. Mai-Demo ein Thema. 
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